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eutschland kann von der vier-
ten industriellen Revolution
profitieren. Mit Industrie 4.0

sind laut Studien von Wirtschafts -
instituten in diversen Branchen bis
zum Jahr 2025 Produktivitätssteige -
rungen in Höhe von insgesamt rund
78 Milliarden Euro möglich. Beson ders
stark können der Maschinen- und
Anlagenbau, die Elektrotechnik und
die chemische Industrie profitieren.
Nach der Einführung von Dampf -
maschine, Fließband und Automati sie -
rung gilt die Digitalisierung als die vier-
te industrielle Revolution. Ein Pro zess
der schon längst begonnen, aber noch
lange nicht seinen Höhe punkt erreicht
hat. Die Digitalisierung unserer Wirt -
schaft verändert nicht nur Geschäfts -
modelle, sondern wirkt sich auch auf
die vielen Arbeitnehme rin nen und
Arbeitnehmer in Deutsch land aus.
Allerdings müssen wir darauf achten,
dass gerade Arbeitneh merinnen und
Arbeitnehmer und de ren Rechte nicht
auf der Strecke bleiben.

Deshalb müssen wir nicht nur die
Arbeit in der digitalisierten Wirtschaft
gestalten, sondern auch die betriebli-
che Mitbestimmung mit Blick auf
Industrie 4.0 weiterentwickeln. Um
die Beschäftigten in unserem Land
besser auf die kommenden Anforde -
rungen vorzubereiten, sind Verbesse -
run gen des Aus- und Weiterbildungs -
systems erforderlich. In Zusammenar -
beit mit den Ländern muss deshalb
der Bund Hochschulen, Fachhoch -
schulen und Berufsschulen unterstüt-
zen, der stetig wachsenden Heraus -
for derung der Digitalisierung gerecht
zu werden.

Neben den technologischen Voraus -
set zungen müssen wir bei Industrie
4.0 die Bereiche Arbeit und berufliche
Qualifizierung in den Fokus stellen.
Die Vergangenheit hat gezeigt, dass
neue Technologien mit großen Ver -
änderungen für die Mitarbeiter ver-

bunden sind. Neue Qualifikationen
sind erforderlich, alte fallen weg, weil
sie entweder nicht mehr benötigt
oder von Maschinen übernommen
werden. Auch bei Industrie 4.0 sind es
Menschen, die wichtige Schlüsselposi -
tionen innehaben und den Weg der
Unternehmen bestimmen. Die Ent -
wicklung zu Digitalisierung und In -
dus trie 4.0 schreitet voran. Es ist

wich tig, die Beschäftigten bei den
Ver änderungen mitzunehmen. 

Zwar ist noch bis bis heute offen, wel-
chen Weg die technologische Ent -
wicklung künftig nimmt, wie die
Technik in die Organisation der
Betriebe eingebettet wird und welche
Auswirkungen dieses alles auf Be -
schäftigung und Arbeit haben wird.
Aber was noch nicht endgültig ge -
klärt ist, das ist noch gestaltbar.
Letztendlich hängt deshalb Vieles von
der Umsetzung ab. Im Mittelpunkt
muss der Mensch stehen. 

Die grundlegende Frage wird sein, ob
sich die Beschäftigten künftig nach
dem Takt der Maschinen richten müs-
sen, oder ob die Computer und

Maschinen dem Menschen dienen
und die Arbeit flexibler und vereinbar
mit Familie und Hobbys gestaltet
wird. Gewerkschaften und Betriebs -
räte spielen eine wichtige Rolle. Auf
die Arbeitnehmervertreter kommen
ganz neue Herausforderungen zu bei
der Weiterbildung der Beschäftigten
und bei der hu ma nen Gestal tung der
Arbeits welt. Her aus for derungen die

kein Einzelner be -
wältigen kann, son-
dern die gemeinsa-
mes Handeln unab-
dingbar machen. 

Sicher ist: Mit inno-
vativer Technik al -
lein ist Industrie 4.0
nicht umzusetzen.
Denn Industrie 4.0
braucht Arbeit 4.0.
Und Arbeit 4.0 be -
nötigt Beteili gung
und Mitbestim -
mung. Der digitale
Wandel wird nur
dann funktionieren,
wenn die Beschäf -
tigten und ihre be -
trieblichen Inte res -

senvertre tungen ausreichend am Pro -
zess beteiligt sind. Beteiligung und
Mitbe stimmung sind deshalb ent-
scheidende Faktoren für die erfolgrei-
che Ent wicklung und Umsetzung von
Inno vationen und Industrie 4.0. 

Die Digitalisierung bietet Chancen,
hat aber auch Risiken für jeden Ein -
zelnen, unabhängig von seinem der-
zeitigen Qualifikationsstatus. Nach
meiner Einschätzung ist es die größte
gesellschaftliche Herausforderung der
letzten Jahrzehnte. 

Digitalisierung als gesellschaftliche Gestaltungsaufgabe
Von Markus Paschke, Mitglied des Deutschen Bundestages
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Ingenieure in der Wirtschaft

Arbeitsmarkt für Ingenieure: widersprüchliche Aussagen?!
DIW: Arbeitslosigkeit unter Ingenieuren und Naturwissenschaftlern nimmt zu
IW Köln: Weiterhin sehr gute Perspektiven für Absolventen
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ast 60% eines Geburten jahr -
gangs nehmen mittlerweile in
Deutschland ein Studium auf –

das sind fast doppelt so viele wie 20
Jahre zuvor. Der Trend zum Studium
entspricht den Veränderungen in der
Arbeitswelt, in der akademische Qua -
lifikationen immer mehr an Bedeu -
tung gewinnen. Einfache Arbeit wird
indes weniger gebraucht. Laut einer
Studie des Deutschen Instituts für
Wirtschaftsforschung (DIW Berlin) ist
in überdurchschnittlichem Maße die
Zahl der Studierenden in Medizin und
anderen Naturwissenschaften, Ma -
the matik sowie Informatik gestiegen.
„Auf ingenieurwissenschaftliche Stu -
diengänge gab es sogar einen regel-
rechten Run“, stellt Karl Brenke,
Arbeitsmarktexperte am DIW Berlin
und Autor der Studie, fest.

Anstieg der Arbeitslosen zahlen
trotz guter Konjunktur

Der Arbeitsmarkt war aber trotz guter
Konjunktur nicht in der Lage, das
zusätzliche Arbeitskräfteangebot auf-
zunehmen, denn die Zahl der arbeits-
losen Akademiker mit einem Ab -
schluss in einem technischen oder
naturwissenschaftlichen Fach hat in
den vergangenen Jahren erheblich
zugenommen. Die Zuwächse sind
zwar nicht gewaltig, der prozentuale
Anstieg lässt aber deutlich zuneh-
mende Beschäftigungsprobleme bei
naturwissenschaftlich-technischen
Akademikerberufen erkennen. So ist
die Zahl der arbeitslosen IT-Experten in
den vergangenen drei Jahren um ein
Drittel auf 8.500 gestiegen. Ähnlich
war die Veränderungsrate bei Inge -
nieuren, die in der Industrie eingesetzt
werden können. Hier gab es im Ok -
tober 2015 etwa 18.000 Arbeitslose.
Ein noch höheres Tempo hatte der
Anstieg der Arbeitslosigkeit unter
Ärzten (plus 50% oder 1.400 Perso -
nen) und Physikern (plus 50% oder

700 Personen). Eine erhebliche Zu -
nahme der Unterbeschäftigung gab
es auch bei Chemikern (plus 24
Prozent oder 500 Personen).

Geringere Arbeitslosigkeit unter
Architekten und Bau ingenieuren

Bei denjenigen Berufen mit weniger
starken Zuwächsen bei den Studie -
rendenzahlen ist die Arbeitslosigkeit
indes kaum gestiegen oder gar zurük-
kgegangen – wie bei Wirtschafts -
wissen schaftlern, Gesellschafts wis -
senschaftlern und Lehrern. Das trifft
auch auf Architekten und Bauinge -
nieure zu; hier nahm die Zahl der
Arbeitslosen in den letzten drei Jahren
um 700 ab. Erst seit wenigen Jahren
steigt bei Architektur und Bauinge -
nieurwesen die Zahl der Studenten
wieder; zuvor hatte die lang anhalten-
de Flaute in der Bauproduktion junge
Menschen eher abgeschreckt, diese
Studiengänge zu wählen. Die Berufs -
wahl wurde offensichtlich von den
Arbeitsmarktchancen beeinflusst. „Im
Falle der industrienahen Ingenieure
und anderer so genannter MINT-
Berufe haben sich junge Leute offen-
bar von den Klagen der Unternehmen
und ihrer Verbände über einen ange-
blichen Fachkräftemangel leiten las-
sen – und nun steigt hier die Ar -
beitslosigkeit. Es wurde mal wieder
ein so genannter Schweinezyklus pro-
duziert", so DIW-Experte Brenke.

Das Image der praktischen
Ausbildung aufwerten

Aus volkswirtschaftlicher Sicht stellt
sich laut der DIW-Studie die Frage, ob
die weiter wachsende Zahl an Stu -
dienabgängern überhaupt wün -
schens wert ist. Denn schon jetzt gibt
es Regionen in Deutschland, in denen
zu wenige Bewerber auf die angebo-
tenen Ausbildungsplätze kommen –
in Süddeutschland, in Hamburg und
in Teilen Ostdeutschlands. Der DIW-

Arbeitsmarktexperte empfiehlt daher,
in der Berufsberatung vermehrt auf
die Lehre hinzuweisen: „Ziel der bil-
dungspolitischen Debatte müsste es
sein, das Image der praktischen
Ausbildung aufzuwerten und dabei
auch die neuen Möglichkeiten der
Verbindung von Lehre und Studium
aufzuzeigen.“

(DIW)

IW Köln: 
Weiterhin sehr gute Pers -
pektiven für Absolventen 

Das Deutsche Institut für Wirt -
schaftsforschung (DIW) behauptet,
dass es für Ingenieure in Deutschland
immer schwieriger wird, einen Job zu
finden. Tatsächlich hat die Zahl der
arbeitslosen Ingenieure in den vergan-
genen Jahren zugenommen – aller-
dings nur minimal. Und: Aus demo-
grafischen Gründen dürfte es in den
nächsten Jahren eher zu Ingenieur -
engpässen kommen.

Seit dem Jahr 2000 hat sich der
Arbeitsmarkt für Ingenieure deutlich
gedreht: Im Jahr 2000 lag die Ar -
beitslosenquote in Ingenieurberufen
noch bei rund zehn Prozent und
damit nah am Durchschnitt aller
Berufe, heute besteht mit 2,3 Prozent
hingegen nahezu Vollbeschäftigung.
Daran nichts geändert hat auch die
Tatsache, dass die Zahl der Arbeits -
losen seit dem bisherigen Tiefstand
von 1,8 Prozent im Jahr 2012 leicht
gestiegen ist, wie auch das Institut der
deutschen Wirtschaft Köln (IW) vor
einiger Zeit festgestellt hatte.

Der Sachverständigenrat zur Begut -
ach tung der gesamtwirtschaftlichen
Lage (kurz: die Wirtschaftsweisen)
betont im aktuellen Jahresgutachten,
dass Deutschland Ingenieure und
andere MINT-Experten braucht, um
innovativ und produktiv zu bleiben.

F



Doch alleine aus demografischen
Gründen dürften in den kommenden
Jahren immer mehr dieser Experten
fehlen.

Tatsächlich stieg die Arbeitslosigkeit in
den vergangenen drei Jahren nur
leicht, obwohl in dieser Zeit Re -
kordabsolventenzahlen und eine ho -
he Zuwanderung von Ingenieuren zu
beobachten war. So erhöhte sich
allein die absolute Zahl der sozialversi-
cherungspflichtig beschäftigten Aus -
länder in Ingenieurberufen fast dop-
pelt so stark wie die Zahl der arbeits-
losen Ingenieure. Nur wenn es ge -
lingt, die Absolventenzahlen und die
Zuwanderung an Ingenieuren auf
Rekordniveau zu halten, dürfte es
gelingen, die von den Wirtschafts -
weisen genannte Herausforderung zu
meistern. Von einem Beschäftigungs -
problem kann nicht die Rede sein.

(iw Köln)

Ingenieure in der Wirtschaft
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Ingenieurmonitor: Arbeitsmarktnachfrage zieht weiter an
er gemeinsam vom VDI und
dem Institut der deutschen
Wirtschaft Köln (IW) heraus-

gegebene Ingenieurmonitor erfasst
seit Jahren aktuelle Entwicklungen von
Fachkräftebedarf, -angebot und -eng-
pässen für sozialversicherungspflichti-
ge Beschäftigungsverhältnisse in den
Ingenieurberufen differenziert auf
Basis der monatlich erscheinenden
Daten der Bundesagentur für Arbeit.
Der Ingenieurmonitor er scheint quar-
talsweise und wird mit zusätzlichen
Informationen und Er hebungen, z.B.
regionale Auswertun gen, ergänzt.

Der Ingenieurmonitor für das 2. Quar -
tal 2015 stellt Folgendes fest: In den
Ingenieurberufen bieten sich unverän-
dert gute Chancen für eine Beschäf -
tigung. So ist das gesamtwirtschaftli-
che Stellenangebot im Vorjahres ver -
gleich um 5 Prozent gestiegen. Trotz
der immens hohen Absolventen zah -

len in den Ingenieurwissen schaften ist
die Arbeitslosigkeit im selben Zeit -
raum nur um 0,5 Prozent gestiegen,
so dass im zweiten Quartal 2015 im
Bundesschnitt bei einem Verhältnis
von 217 zu 100 wieder deutlich mehr
als zwei offene Stellen auf eine
arbeitslos gemeldete Person kamen. 

Die gemessen an diesem Verhältnis
größten Beschäftigungschancen bo -
ten der Maschinenund Fahrzeugbau
sowie die Energie- und Elektrotechnik
mit rund 300 offenen Stellen pro 100
Arbeitslose. Auch regionale Differen -
zen sind deutlich spürbar. Insbeson -
dere Baden-Württemberg mit 389
offenen Stellen je 100 Arbeitslose,
Bayern mit einem Verhältnis von 333
zu 100 sowie Hessen mit einer Eng -
passrelation von 259 zu 100 boten in
den Ingenieurberufen attraktive Be -
schäftigungschancen. Als einzige Ar -
beits marktregion bundesweit bot Ber -

lin/Brandenburg mit einem monats-
durchschnittlichen Verhältnis von 81
offenen Stellen je 100 Arbeitslose
eine eher getrübte Perspektive in den
Ingenieurberufen; in allen anderen
Bundesländern übertraf die Zahl der
offenen Stellen die Zahl der Arbeits -
losen in den Ingenieurberufen. 

Im Kontext der Befunde der Ausga ben
III/2014 und der aktuellen des Inge -
nieurmonitors zeigt sich, dass die be -
son ders hohe Arbeitsmarkt nach frage
in den südlichen Bundesländern mit
den dortigen ingenieurberuflichen Ar -
beitslosenquoten korrespondiert, die
sich auf Vollbeschäftigungsniveau be -
we gen (Ingenieurmonitor III/2014).
Hier nimmt Bayern mit einer durch-
schnittlichen Arbeitslosenquote von
1,4% knapp den Spitzenplatz vor
Baden-Württemberg (1,6 Prozent) ein.

(VDI/IW-Ingenieurmonitor)

D

Sachverständigenrat für Wirtschaft:
Mangel an Ingenieuren zu erwarten
Der demografische Wandel wird, so stellt es der Sachverständigenrat für die

Wirtschaft in seinem Jahresgutachten fest, mittelfristig über zwei Kanäle

zunehmend negative Impulse auf das Innovationspotenzial der deutschen

Wirtschaft setzen. Das Arbeitsangebot an jungen Erwerbstätigen für inno-

vative Berufsgruppen wie Mathematiker, Ingenieure, Naturwissenschaftler

und Techniker wird zurückgehen. Dies wirkt sich auf das Innovations -

potenzial und die Arbeitsproduktivität negativ aus. 

In den nächsten Jahren ist ein Mangel an Ingenieuren zu erwarten, zumal

bereits heute einem arbeitslosen Ingenieur zwei offene Ingenieursstellen

gegenüberstehen. Es ist zu erwarten, dass sich an dieser Situation mittel-

bis langfristig nichts ändern wird. Ursache hierfür ist die abnehmende

Bevölkerungszahl im erwerbsfähigen Alter in den kommenden Jahrzehn -

ten. Diese Knappheit dürfte sich gesamtwirtschaftlich in höheren Löhnen

für Ingenieure niederschlagen und sich mit dem schrittweisen Ausscheiden

der Babyboomer-Generation ab dem Jahr 2020 weiter erhöhen. 
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ie Digitalisierung durchzieht
längst alle Lebensbereiche
und somit natürlich auch die

Arbeitswelt. Sei es die ständige
Erreichbarkeit von Beschäftigten über
ihre Smartphones oder die elektroni-
sche Kontrolle der Arbeitsleistung
durch den Arbeitgeber. Die Digitali -
sierung lässt die Welt zusammen-
schrumpfen und macht unsere Zu -
kunft der Arbeit auch von globalen
Trends abhängig. 

Unter welchen Rahmenbedingungen
wirkt eigentlich die Digitalisierung?
Betrachtet werden müssen Fragen der
Migration, der Demografie, der Glo -
ba lisierung und der weltweiten Bil -
dungsexpansion. Welche veränderten
Anforderungen, aber auch riesigen
Chancen bringen die globalen Rah -
menbedingungen für Bildungsinvesti -
tio nen des Einzelnen, für berufliche
Tätigkeiten, für das Verhältnis des
Arbeitnehmers zum Arbeitgeber und
für das Selbstverständnis von Arbeit,
Leben und Familie mit sich? Die
üblichen Verdächtigen – Institutionen
– klopfen schon mit scheinbaren
Wahr heiten an die Tür, mit dem Ruf
nach mehr oder auch nach weniger
Regulierung. Dabei suchen die Men -
schen zunehmend nach individuellen
Lösungen für diese Herausforderun -
gen und geben sich nicht mehr mit
Pauschalitäten zufrieden.

Wie werden wir in Zukunft
arbeiten? 

Mit dieser Frage hat sich das Bundes -
ministerium für Arbeit und Soziales
(BMAS) intensiv beschäftigt. Im April
dieses Jahres wurde dort das „Grün -
buch Arbeiten 4.0“ präsentiert. Unter

der Schirmherrschaft der Bertelsmann
Stiftung entsteht als eine ergänzende
Stimme zu diesem Werk die zivilge-
sellschaftlich orientierte Proklamation
„Zukunft der Arbeit“.

Auf Einladung der Bertelsmann Stif -
tung diskutierten am 3. Juni 2015
rund 160 Experten aus Wirtschaft,
Wissenschaft und Politik auf einem
BarCamp in Berlin über die Zukunft
der Arbeit in einer digitalisierten Welt.
Die Initiatoren wollten mit dieser
Plattform den Entscheidern und den
einzelnen Menschen in Deutschland
eine alternative Perspektive auf diese
sogenannte Digitalisierung anbieten
und die so wichtige Debatte zur
Veränderung der Arbeit, wie sie ja
durch das Grünbuch des Bundes -
ministeriums für Arbeit und Soziales
bereits aufgenommen worden ist, um
eine zivilgesellschaftliche Kompo -
nente ergänzen. Diese Initialzündung
führte zu der jetzt vorliegenden
Proklamation „Zukunft der Arbeit“.
Darin setzen sich 18 ehrenamtliche
Autoren aus unterschiedlichen Bran -
chen und Arbeitsbereichen mit dem
Thema Arbeit der Zukunft auseinan-
der. Die Vielfalt der Blickwinkel hilft,
den Wandel als Herausforderung aber
auch als Chance zu erkennen – wie
schon auf dem Titel des Werkes deut-
lich wird.

Die Zukunft der Arbeit
kommt – unaufhaltsam

Die Beschäftigung mit der Zukunft
der Arbeit bedeutet die Akzeptanz
eines Paradigmenwechsels. Technolo -
gischer Fortschritt, Digitalisierung und
stetig zunehmende Vernetzung von
Informationen sorgen für harte und

unvermeidliche Veränderungen im
Arbeitsmarkt. Und nicht nur dort. Der
Wandel betrifft fast alle Lebens -
bereiche: Arbeit, Bildung, Mobilität,
Energie, Wohnen und viele mehr.

Eine klassische Trennung der unter-
schiedlichen Interessen wird immer
schwerer. Die Grenzen sind längst flie-
ßend. Das hat zur Folge, dass sich der
verständliche Wunsch der bisherigen
Interessenvertreter, das „Alte“ zu
bewahren, aller Wahrscheinlichkeit
nach nicht erfüllen wird. Keiner der
Betroffenen wird das vermutlich
kampflos hinnehmen. Die Gesell -
schaft ist gefordert, den Blick nach
vorn zu richten und neue Lösungen
für veränderte Lebensrealitäten zu
suchen. Wir müssen Fragen der Mi -
gration, der Demografie, der Globa li -
sierung und der weltweiten Bildungs -
expansion betrachten. Welche verän-
derten Anforderungen aber auch rie-
sige Chancen bringen die globalen
Rahmenbedingungen für Bildungs -
investitionen des Einzelnen, für beruf-
liche Tätigkeiten, für das Verhältnis
des Arbeitnehmers zum Arbeitgeber
und für das Selbstverständnis von
Arbeit, Leben und Familie mit sich?

Komplexität er fordert neue
Betrachtungs winkel

Die Proklamation „Zukunft der Ar -
beit“ folgt vielen dieser teils sehr
unterschiedlichen Ansätze. Sie besitzt
keinen Anspruch auf Vollständigkeit.
Genau so bietet sie keine simplen
Lösungen an, die es aus Sicht der
Autoren nicht gibt. Stattdessen gibt
es eine Vielzahl an Perspektiven, die
als Impulse dienen können 

Die gesamte Proklamation „Zukunft
der Arbeit“ finden Sie auf der
Homepage der Bertelsmann-Stiftung.
Auf Twitter können Sie der Diskussion
zur Proklamation unter #zukunft-
derarbeit folgen. 
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Folgen Sie dem ZBI auf Twitter

@WilfriedGrunau



Future Farming – unterwegs auf dem digitalen Feld
Vernetzte Landwirtschaft auf dem Vormarsch

Ingenieure in der Wirtschaft
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ie Landwirtschaft wird digita-
ler. Dank der Vernetzung un -
terschiedlicher Komponenten

können selbst die größten Land ma -
schinen auf wenige Zentimeter genau
auf dem Feld manövriert werden. Zu -
dem lässt sich das Herdenmanage -
ment bequem über Tablet- und
Smart phone-Applikationen steuern.
Wie sich das Zusammenwachsen der
virtuellen und der realen Welt auf die
Landwirtschaft und Arbeit der Land -
wirte auswirkt, diskutierte am 8. No -
vember eine Expertenrunde beim VDI-
Pressegespräch in Hannover.

Präzisionsarbeit auf dem
Feld

Die zunehmende Digitalisierung und
Vernetzung landwirtschaftlicher Be -
triebsabläufe – „Future Farming“ ge -
nannt – ermöglichen es, Daten und
Informationen aus unterschiedlichen
Maschinen zu vernetzen und daraus
neue Wirkungszusammenhänge zu
identifizieren, erklärt Dr. Eberhard
Nacke, Leiter Produktstrategie CLAAS
KGaA. Durch Sensoren und direkte
Kommunikation zwischen Prozess -
gliedern sei es beispielweise möglich,
Landmaschinen mit einer Präzision
von zwei bis drei Zentimetern auf
dem Feld zu steuern. „Zudem können
die Maschinen ihre Arbeitsgeschwin -
digkeit automatisch den wechselnden
Bedingungen anpassen“, so Nacke
weiter. 

Notwendigkeit der
Kommunikations- und
Datenstandardisierung

Diese präzisen Verfahren verbesserten
die Effizienz der Landwirtschaft durch
die „Vermeidung von Doppelbe ar -
beitungen, ermöglichen planbare
Fahrwege und den bedarfsgerechten
Einsatz von Betriebsmitteln“, ergänzt
Hubertus Paetow, Vizepräsident der

Deutschen Landwirtschafts-Gesell -
schaft (DLG). Allerdings setze dies
eine ständige Verbindung aller betei-
ligten Einheiten, entweder direkt per
Leitung oder über Mobilfunk, voraus.
„Die Kommunikation zwischen
Maschinen muss standardisiert erfol-
gen, da diese Maschinen gewöhnlich
von unterschiedlichen Herstellern
kommen. 

Diese Voraussetzungen sind allerdings
noch nicht überall vollständig gege-
ben.“ Daher stehe laut Pae tow die
Notwendigkeit der Kom munikations-
und Datenstandardisie rung ganz
oben auf der Agenda zur
Weiterentwicklung der digitalen Ver -
fahren. „Ohne Schnittstellen, die
einen Austausch von Daten unter-
schiedlichster Quellen und Anwen -
dun gen ermöglichen, wird die weitere
Vernetzung nicht funktionieren.“ 

Herdenmanagement in der
Cloud

Wie weit die Digitalisierung in der
Landwirtschaft bereits fortgeschritten
ist, erläutert Dr. Daniel Herd, Leiter
Farm Management Support bei der
Lely Deutschland GmbH: „Applika -
tionen ermöglichen dem Landwirt ein
komplettes Roboter- und Herdenma -
nagementsystem über Smartphone
oder Tablet zu steuern. Die Apps
arbeiten als Gesamtsystem miteinan-
der und bieten neben umfangreichen
Eingabemöglichkeiten zum Tierbe -
stand, weitere Optionen zur Ma -
schinensteuerung und Roboterüber -
wachung.“ 

Insgesamt biete die Vernetzung von
Anlagen, Maschinen und Systemen
im Internet und damit die Einführung
des Cloud Computings in der Land -
wirtschaft viele Vorteile wie die Stei -
gerung der Wirtschaftlichkeit und
Arbeitsproduktivität der Landwirte
sowie die Verbesserung von Tierge -

sundheit und Tierwohl. „Eine Inten -
sivierung der vernetzten Datennut -
zung wird auch zukünftig weiter an
Bedeutung gewinnen. Die Chance
besteht darin, die großen Daten men -
gen automatisiert aufzubereiten und
den Nutzern für Entscheidungen zur
Verfügung zu stellen, bis hin zur
Auto matisierung ganzer Arbeitsab -
läufe“, fasst Herd den Nutzen von
Future Farming zusammen. 

VDI-Umfrage zu Future
Farming

Wie die Mitglieder des VDI-Fach be -
reichs Max-Eyth-Gesellschaft Agrar -
technik (VDI-MEG) Future Farming
einschätzen und bewerten, wurde im
Vorfeld mithilfe einer Umfrage er -
mittelt. „Grundsätzlich stehen die Be -
fragten dem Zusammenwachsen der
virtuellen und realen Welt positiv
gegenüber“, fasst Prof. Dr.-Ing. Peter
Pickel, Vorsitzender der VDI-MEG, die
Ergebnisse zusammen. 87 Prozent der
170 Antwortenden sehen darin eine
Chance für ein effizienteres und kos -
tengünstigeres Wirtschaften. Dass die-
ser Prozess eine Verbesserung der ge -
sellschaftlichen Akzeptanz der Land -
wirtschaft erwirkt, sehen hingegen
lediglich elf Prozent der Befrag ten. 

Des Weiteren wurde herausgefunden,
welche technischen Entwicklungen
die Befragten in zehn Jahren auf dem
Feld vermuten. „Den größten Ver -
trauensvorschuss erhält der Einsatz
von Feldrobotern“, erklärt Pickel. „74
Prozent sehen diese Technik in der
landwirtschaftlichen Praxis zukünftig
im Einsatz. Nur leicht zurückhaltender
sind die Antwortenden beim Thema
sensorische Einzelpflanzenerkennung
(z.B. Mais, Zuckerrüben). 70 Prozent
gehen davon aus, dass eine indivi-
duelle Versorgung der Einzelpflanze
mit Nährstoffen erfolgen kann.“

(VDI)
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Digitalisierung darf nicht zur Bedrohung werden
Ingenieure für Kommunikation (IfKom) fordern schnelleren Breitbandausbau
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ährend große Konzerne
Strategien zur digitalen
Transformation entwi -

ckeln, bereitet diese dem Mittelstand
eher Sorgen. Arbeitnehmer erwartet
neue Arbeitsformen und Gestal tungs -
möglichkeiten.

Politik und Gewerkschaften sind sich
einig: Die Digitalisierung wird das
Leben und Arbeiten deutlich beein-
flussen. Abwehren kann man diese
Entwicklung nicht, sinnvoll gestalten
schon. Der Verband der Ingenieure für
Kommunikation (IfKom e.V.) sieht die
Digitalisierung als eine der größten
Herausforderungen unserer Zeit an
und ruft die Entscheidungsträger aus
Politik und Gesellschaft zu einem
zügigen und zukunftsorientierten Ge -
staltungsprozess auf. An der Art und
der Schnelligkeit, mit der Deutschland
diesen Prozess der digitalen Trans -
formation beherrscht, wird sich die
Wettbewerbsfähigkeit des Landes
orientieren.

Insbesondere der Mittelstand bedarf
nach Auffassung der IfKom mehr
Unterstützung. Abgesehen von eini-
gen Vorzeige-Firmen, die in der
Produktion oder Landwirtschaft als
„Leuchttürme“ gelten, beschäftigen
sich die meisten mittelständischen
Unternehmen eher verhalten mit der
Digitalisierung. Diesen Befund bestä-
tigt auch Bitkom-Präsident Thorsten

Dirks. Er hält den Mittelstand für
größtenteils überfordert, weil er nicht
wisse, was die Digitalisierung bedeu-
te. Aus Sicht der IfKom sind die ak -
tuellen Hilfsangebote der Bundesre -
gierung für den Mittelstand zwar ein
erster Ansatz, könnten aber noch
intensiviert werden. Daneben sollten
sich aber auch die großen Verbände
für den Mittelstand engagieren. 

Erhebliche Umbrüche sind in der
Arbeitswelt zu erwarten. Der kürzlich
vorgestellte D21-Digital-Index zeigt
zwar einen hohen Wert von 71,3
Punk ten für den Zugang der arbeiten-
den Bevölkerung zur digitalen Welt
gegenüber nicht arbeitenden Perso -
nen, die 26 Punkte niedriger liegen.

Auch im Vergleich der digitalen Kom -
petenzen ist ein signifikanter Unter -
schied zwischen diesen beiden Grup -
pen zu erkennen. Es zeigt sich den-
noch ein deutlicher Handlungsbedarf
hinsichtlich der Qualifizierung der
Arbeitnehmer, da die Weiterbildung
häufig dem Zufall oder der Selbst -
organisation überlassen wird. So plä-
diert auch die stellvertretende Vor -
sitzende der SPD-Bundestagsfraktion,
Dr. Carola Reimann, auf dem netzpo-
litischen Kongress ihrer Fraktion dafür,
stärker auf systematische Weiterbil -
dung und Qualifizierung zu fokussie-
ren, denn die Anpassung von Ausbil -
dungsordnungen dauere zu lange.

Für die IfKom ist
neben einer quali-
fizierten Ausbil -
dung auch die An -
pas sung des Wis -
sens und der Kom -
pe tenzen der Ar -
beitnehmer eine
wichtige Schlüs -
selfunktion für ei -
ne berufliche Kar -
riere. Ingenieure
und IT-Ex perten
sind heute stark

umworben und müssen mit ihrem
Know-how auf der Höhe der Zeit sein.

Neue flexible Arbeitszeitmodelle las-
sen sich dank der Digitalisierung um -
setzen. Sie können, richtig ange-
wandt, vielen Arbeitnehmern eine
bessere Vereinbarkeit von Beruf und
Privatleben ermöglichen. Die Rah -
men bedingungen dafür müssen Ge -
werkschaften und Unternehmen aus-
handeln. Auch Bundesarbeitsminis -
terin Andrea Nahles setzt zuerst auf
tarifliche und betriebliche Vereinba -
rungen und nicht sogleich auf gesetz-
liche Regelungen. 

Allerdings sind für alle Fortschritte
durch die Digitalisierung die techni-
schen Grundlagen, insbesondere die
digitalen Infrastrukturen, unabding-
bar. Wenn der Breitbandausbau in
Deutschland nicht schneller voran-
geht, wird das Land den Anschluss
verpassen. Mit dem jetzigen Tempo ist
jedenfalls das Ziel eines flächendek-
kenden Zugangs mit mindestens 50
Megabit pro Sekunde bis 2018 nicht
zu erreichen. Mitte des Jahres 2015
lag der Wert erst bei 68,7%.

Bundeswirtschaftsminister Sigmar Ga -
briel stellt zum D21-Digital-Index 2015
fest, nicht jeder sei auf die Digitalisie -
rung gleich gut vorbereitet und nicht
jeder könne in gleichem Maße davon
profitieren, da etwa der Zugang oder
die nötigen Kenntnisse noch fehlten.
Diese Sorgen müsse man ernst neh-
men. Die IfKom fügen hinzu: Mit ver-
stärkten Anstrengun gen, ob zum flä-
chendeckenden Breit bandausbau, zur
Hilfestellung für den Mittelstand oder
zur beruflichen Qua lifizierung, könnte
diesen berechtigten Sorgen begegnet
werden. Die Po litik muss daher mehr
Handlungs fähig keit beweisen, und
zwar unverzüglich, damit Digitalisie -
rung nicht als Bedrohung sondern als
Chance gesehen wird.

(IfKom)
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er Gewässerschutz hat durch
die europäische Wasser rah -
menrichtlinie eine erhebliche

Aufwertung erfahren. Gleichwohl
sind die tatsächlichen Erfolge in
Deutschland eher bescheiden. Dieses
Fazit zog der Bund der Ingenieure für
Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft
und Kulturbau e.V. (BWK) auf einem
Fachforum zur Wasserrahmenricht -
linie anlässlich seines 30. Bundes -
kongresses in Jena. „Der von der
Richtlinie vorgegebene Umsetzungs -
zeit raum bis 2027 wird von den
Ländern voll ausgeschöpft werden
müssen, um die vorgegebenen Um -
weltziele für die Wasserkörper zu
erreichen“, meinte Dr.-Ing. Birgit
Schlichtig, Vizepräsidentin des BWK-
Bundesverbandes. „Und es ist abzu-
sehen, dass auch die vorgegebene
Frist bis 2027 dafür nicht ausreichen
wird“, so Schlichtig weiter. 

Die Erwartungen an die Wasserrah -
men richtlinie waren vor 15 Jahren
sehr groß. Die Umsetzung von kon-
kreten Maßnahmen zur Lösung der
wichtigen Wasserbewirtschaftungs -
fragen in den Flussgebieten dagegen
blieb weit hinter den Erwartungen
zurück. Zu den wichtigen Wasserbe -
wirtschaftungsfragen gehören die
Her stellung der biologischen Durch -
gängigkeit in den Fließgewässern für
Fische und andere Wasseror ganis -
men, die Beseitigung hydromorpholo-
gischer Defizite und die Reduzierung
von diffusen Nährstoffbelastungen
aus der Landwirtschaft. Das Jahr 2015
sollte nach Inkrafttreten der europäi-
schen Wasserrahmenrichtlinie im Jahr
2000 das Jahr des guten Gewässer-
zustands sein. „Das ist leider nicht
eingetreten“, so die BWK-Vizeprä -
sidentin. 

Die Gründe für die mangelnde Ziel -
erreichung sind vielschichtig. Die
Ansprüche der Wasserrahmen richt -
linie an den guten Zustand der Ober -

flächengewässer sind sehr hoch, sie
fußen auf naturwissenschaftlich ab -
ge leiteten Bewertungsverfahren, die
nicht beliebig verändert werden kön-
nen. Im Grundwasser können Verbes -
serungen der Grundwasserbeschaf -
fen heit aufgrund langer Sicker- und
Fließzeiten im Grundwasserleiter nicht
kurzfristig erzielt werden. Weiterhin
ist es in den Bundesländern bisher
nicht gelungen, die notwendigen
Maßnahmen durch legislative Initia -
tiven und ergänzende Finanzierungs -
programme zu befördern. Grund -
stücke für die Fließgewässerentwick -
lung sind aufgrund des hohen Flä -
chen drucks in der Landwirtschaft
kaum zu bekommen. In vielen Län -
dern herrscht das „Prinzip der Frei -
willigkeit“, das durch Landeszuwen -
dungen unterstützt wird, die zumeist
nicht in der erforderlichen Höhe be -
reitstehen. Auch das Problem der
Nährstoffbe las tung aus der
Landwirtschaft ist schwierig zu lösen,
wie die aktuelle Diskussion um den
Erlass der neuen Düngeverordnung
durch die Bundes regierung zeigt. 

Der BWK erwartet daher von den
politisch Verantwortlichen, die zur
Lösung der wichtigen Wasserbewirt -

schaftungsfragen erforderlichen Vor -
aussetzungen zeitnah zu schaffen.
Dazu sollten das Prinzip der Frei -
willigkeit überdacht und zusätzliche
Finanzierungsmittel bereitgestellt
werden, wie dies zuletzt beim natio-
nalen Hochwasserschutz-programm
erfolgt ist. Andernfalls besteht die
Gefahr, dass die Europäische Kom -
mission in den nächsten Jahren ver-
mehrt Vertragsverletzungs verfahren
einleiten wird, deren Auswirkungen
heute kaum abschätzbar sind. 

Im BWK haben sich rund 3.600
Ingenieure und Naturwissenschaftler
organisiert, um den Umweltschutz
auf den Gebieten der Wasserwirt -
schaft, Abfallwirtschaft und des
Bodenschutzes durch regelmäßigen
Informations- und Erfahrungsaus -
tausch aber auch durch die Er -
arbeitung und Veröffentlichung von
technischen Vorschriften und Ar -
beitshilfen voranzubringen. Hierbei
kommt es darauf an, die Nutzungs -
ansprüche der Menschen und der
gewerblichen Wirtschaft durch tech-
nische Maßnahmen mit den ökologi-
schen Anforderungen in Einklang zu
bringen.

(BWK)

15 Jahre Wasserrahmenrichtlinie
Der BWK zieht Bilanz

Ingenieure in der Gesellschaft
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ute technische Planungen
sind das eine, effiziente und
wirtschaftliche Lösungen das

andere. Beide Gesichtspunkte müssen
künftig von den im Technischen Um -
weltschutz tätigen Ingenieuren ver-
stärkt berücksichtigt werden. Das ist
das Fazit des Fachforums „Planen und
Bauen 4.0 – Building Information
Modeling“, das im Rahmen des Bun -
deskongresses 2015 vom Bund der
Ingenieure für Wasserwirtschaft, Ab -
fallwirtschaft und Kulturbau e.V.
(BWK) in Jena durchgeführt wurde.

„Die interaktive Vernetzung von
Planungs- und Produktionsprozessen
wird in der Industrie seit längerem
vorangetrieben. Nun kommt es dar-
auf an, dass diese Vernetzung auch
bei der Planung und Bauausführung
von wasserwirtschaftlichen Anlagen
und umwelttechnischen Vorhaben
umgesetzt wird!“ Darauf wies Jens
Finkenstein, Sprecher des Jungen
Forums im BWK heute im Verlauf der
Veranstaltung hin.

Aufgrund des Wettbewerbsdrucks
und der steigenden Qualitätsan for -
derungen können industrielle Prozes -
se effizienter und schneller erbracht
werden, indem Produktplanung und
Fertigung miteinander vernetzt wer-
den. Ändert sich die Planung eines
Bauteils, z.B. durch einen Sonder -
wunsch des Kunden, kann dies un -
mittelbar in die IT-gesteuerte Produk -
tion einfließen. Diese Vernetzung

erstreckt sich auch auf Zulieferer und
im weiteren auf die gesamte Logis -
tikkette. Zeitverluste durch getrennte
Prozesse und Übertragungsfehler
wer den so reduziert. Diese Entwick -
lung der Industrie ist unter dem
Stichwort „Das Internet der Dinge –
Industrie 4.0“ schon gegenwärtig in
vollem Gange.

Die im Hochbau tätigen Bauinge -
nieure haben mit der virtuellen
Prozessvernetzung zuerst bei Büro-
und Industriebauten begonnen. Die
Vernetzung gelingt, indem bereits bei
der Planung jedes Bauteil mit einem
Code gekennzeichnet wird. Über
diese digitale Planung erhält der
Bauleiter frühzeitig die Information,
wann ein bestimmtes Bauteil an der
Baustelle angeliefert und wo es einge-
baut werden muss.

Um die Wertschöpfungskette voll-
ständig zu erschließen, gilt es, bereits
bei der Planung die Betriebsphasen
eines Bauwerks und den späteren
Rückbau (Abriss) mit zu erfassen. So
kann für die Betriebsphase hinterlegt
werden, wann und wo ein bestimm-
tes Bauteil gewartet und ersetzt wer-
den muss. Bei der späteren Rückbau-
Planung können die zu erwartenden
Abfallfraktionen und -mengen sowie
der zeitliche Ablauf exakt berechnet
werden. Eine wichtige Voraussetzung,
um frühzeitig die in Betracht kom-
menden Verwertungsmöglichkeiten
zu sichern. Dieser als Lebenszyklus -

modell bezeichnete Ansatz bietet
unter Nutzung modernster Software
viele Möglichketen und Chancen für
alle Beteiligten – Planer, Bauherr und
Betreiber. 

Jens Finkenstein stellte zusammenfas-
send fest, dass die zunehmende
Digitalisierung der Arbeitswelt auch
die Umweltingenieure vor neue Her -
ausforderungen stellt. Die im BWK
zusammengeschlossenen Umwelt -
ingenieure sind sich bewusst, dass
durch eine digital-vernetzte Planung
die naturwissenschaftlich-technischen
Kompetenzen der Ingenieure mit den
ökonomischen und ökologischen
Anforderungen der Gesellschaft sinn-
voll verknüpft werden können. 

Jens Finkenstein ist Sprecher des
Jungen Forums im BWK. Im BWK
haben sich rund 3.600 Ingenieure
und Naturwissenschaftler organisiert,
um den Umweltschutz auf den Ge -
bieten der Wasserwirtschaft, Abfall -
wirtschaft und des Bodenschutzes
durch regelmäßigen Informations-
und Erfahrungsaustausch aber auch
durch die Erarbeitung und Veröffent -
lichung von technischen Vorschriften
und Arbeitshilfen voranzubringen.
Hierbei kommt es darauf an, die
Nutzungsansprüche der Menschen
und der gewerblichen Wirtschaft
durch technische Maßnahmen mit
den ökologischen Anforderungen in
Einklang zu bringen.

(BWK)

Ingenieuraus- und -weiterbildung

Umweltingenieure müssen digital-vernetzt planen und bauen
BWK-Fachforum „Planen und Bauen 4.0 – Building Information Modeling“
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ie Ingenieure für Kommu ni ka -
tion (IfKom e.V.) fordern die
Beibehaltung hoher Qua litäts -

standards in den Hochschul stu dien -
gän gen und ein breiteres Grund lagen -
wissen sowie auch weiterhin die Ver -
leihung des Diplomgrades neben Ba -
che lor- und Mastergraden. An lässlich
ihrer Herbsttagung in Berlin haben die
Verbandsgremien Bundes vorstand und
Verbandsrat über Wege zur Verbesse -
rung der zunehmend verschulten und
spezialisierten Studien gänge diskutiert.

Immer öfter bieten Hochschulen Stu -
diengänge im Ingenieurwesen mit
einem engen fachlichen Spezialgebiet
oder einer Spezialisierung an. Bei einer
Einengung auf ein zu schmal begrenz-
tes Spezialgebiet des Inge nieurwesens
besteht die Gefahr, dass die erworbe-
nen Kompetenzen und die zugehörige
Berufsbezeichnung zwar aktuell mo -
disch klingen, jedoch perspektivisch
nicht tragfähig sind. Die IfKom haben
daher bereits in einigen Bundes län dern

Initiativen für eine stärkere Ver mittlung
grundständiger Fähigkei ten und
Fertigkeiten ergriffen..

Sorge bereitet den Ingenieuren für
Kommunikation in diesem Zusam -
menhang die zunehmende Verschu -
lung des Studiums aufgrund der der-
zeitigen Struktur der Bachelor- und
Masterstudiengänge. Häufig ist eine
insgesamt nicht den ak tuellen pädago-
gischen Erkenntni ssen gerecht wer-
dende Gestaltung der Vor lesung und
der zu erbringenden Leis tungsnach -
weise zu finden, so dass die Studen ten
zwar schnell ein gutes Zeit ma nage -
ment lernen müssen, je doch am Ende
wenig von dem behalten, was sie
eigentlich gelernt haben sollten. Dies
betrifft ausdrücklich nicht alle Hoch -
schulen, aber es ist ein allgemeiner
Trend zu erkennen. Will Deutsch  land
mit seinen Hochschulab sol ven ten
international wettbewerbsfähig blei-
ben, müssen Pädagogen und Po litiker
diesem Trend entgegenwirken.

Nachdrücklich fordern die IfKom Lan -
desregierungen und Kammern auf,
den Diplomgrad als akademischen
Grad weiterhin beizubehalten. 

Der „Diplom-Ingenieur“ ist ein welt-
weit anerkannter Qualitätsbegriff und
sollte auch aus Gründen des interna-
tionalen Wettbewerbs nicht ohne Not
aufgegeben werden! Auch der Bo -
logna-Prozess verbietet die Vergabe
des akademischen Grades „Diplom-
Inge nieur“ nicht. Es muss für Ab sol -
venten eines Ingenieurstudiums daher
möglich sein, auch den Grad Diplom-
Ingenieur zu führen, ohne dass es ei -
ner besonderen zusätzlichen Aner ken -
nung beispielsweise durch eine Inge -
nieurkammer bedarf. Die IfKom for-
dern daher die Bundes länder auf, ihre
Hochschulgesetze so zu belassen oder
anzupassen, dass der akademische
Grad „Diplom-Ingenieur“ weiterhin als
Äquivalenz bescheinigung von den
Hochschulen vergeben werden kann.

(IfKom)

Ingenieure sorgen für Deutschlands Wettbewerbsfähigkeit
Studiengänge brauchen mehr Grundlagenwissen/Diplomgrad als Qualitätsmerkmal erhalten

Ingenieuraus- und -weiterbildung
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ie wichtig das Thema
Digitalisierung der deut-
schen Verwaltung ist,

ma chen nicht nur die gegenwärtigen
Herausforderungen der Flüchtlings -
politik deutlich, sondern auch eine
neue Studie: Hiernach ließen sich
durch ein konsequentes E-Govern -
ment 34 Prozent der Kosten einspa-
ren, die Behörden sowie Bürgerinnen
und Bürger derzeit für Verwaltungs -
vorgänge aufwenden müssen.

„Mit der digitalen Verwaltung muss
es vorangehen", betonte der Be -
auftragte der Bundesregierung für
Informationstechnik und Staatssekre -
tär im Bundesinnenministerium, Klaus
Vitt, am 19. November beim IT-Gipfel
der Bundesregierung in Berlin. Aus
ak tuellem Anlass war die Digitali -
sierung der Asylverfahren ein themati-
scher Schwerpunkt des Forums „Staat
4.0 - Digital, Souverän, Innovativ!“
mit 80 Gästen. „Die Asylverfahren
müs sen verkürzt werden. Um dies zu

erreichen, müssen moderne und ver-
netzte IT-Verfahren eingesetzt und die
Bearbeitung der Anträge mit durch-
gängigen, digitalen Prozessen unter-
stützt werden“, erklärte Vitt. Auch in
vielen anderen Bereichen der öffent-
lichen Daseinsvorsorge sei der Staat
auf eine funktionierende IT-Infrastruk -
tur angewiesen. 

Den enormen Handlungsbedarf macht
auch ein im Auftrag des Natio nalen
Normenkontrollrats erstelltes und
heute in Berlin vorgestelltes Gut -
achten des Kompetenzzentrums öf -
fent liche IT (Fraunhofer FOKUS) deut-
lich: Demnach gibt es in Deutschland
de facto noch kein funktionierendes
E-Government. Vielmehr entwickeln
und betreiben Bund, Länder und
Kom munen eigenständige IT-Lösun -
gen, was unnötige Kosten sowohl auf
Verwaltungs- als auch auf Bürgerseite
verursacht. Die Verwaltung müsse
nun die Chance nutzen, den digitalen
Wandel aktiv mitzugestalten. „Ich

möchte, dass Bürgerinnen und Bürger
Verwaltungsleistungen aufwandsarm
zu jeder Zeit und an jedem Ort in
Anspruch nehmen können“, formu-
lierte Klaus Vitt als ein wichtiges Ziel
seiner Arbeit. 

(BMI)
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Ideen. 
Entwickeln. 
Zukunft.

www.greentech-ostfriesland.de
Greentech Ostfriesland dient als Platt-
form, um innovative Produkte rund um 
den Themenkomplex „Grüne Technolo-
gien, Nachhaltigkeit und Gesellschaftli-

che Verantwortung“ zu entwickeln und 
entsprechende Konzepte umzusetzen. 
Machen Sie mit und stellen Sie Ihre 
innovativen Projekte vor!

www.ingenieure-ohne-grenzen.org
Greifswalder Str. 4 | 10405 Berlin
T: 0049 [0]30 32529865 | Konto 1030 333 337
Sparkasse Marburg Biedenkopf | BLZ 533 500 00
IBAN: DE89 5335 0000 1030 3333 37 
BIC:  HELADEF1MAR

Setzen Sie Ihr
Geld richtig ein.
Zum Beispiel für Brücken.

Sie sichern den Zugang zu Lebensmitteln, medizinischer Versorgung, 
Bildung und Arbeit. Und sind dabei viel mehr als nur Infrastruktur, denn 
sie verbinden Menschen.
Als gemeinnützige Hilfsorganisation bauen wir Brücken zusammen mit 
lokalen Partnern. Denn unser Ziel ist technische Hilfe zur Selbsthilfe.

Unterstützen Sie unsere Projekte mit einer Spende oder Förder-
mitgliedschaft!



er Deutsche Bundestag hat
Anfang November den Ent -
wurf der Bundesregierung zu

einem Siebten Besoldungsänderungs -
gesetz abschließend beraten und mit
großer Mehrheit angenommen. Auf -
grund der anhaltend hohen Zahl an
Asyl- und Schutzsuchenden, die ge -
gen wärtig nach Deutschland kom-
men, erleichtert der Gesetzentwurf
die Ausschöpfung von Personalreser -
ven und honoriert den Einsatz der
Beschäftigten in besonders belasteten
Bereichen der Bundesverwaltung.
Dar über hinaus enthält er weitere
Änderungen für die Besoldung von
Beamten und Soldaten. Das Gesetz
tritt voraussichtlich am 1. Januar 2016
in Kraft.

Wichtiges Zeichen bei der
Bewältigung der
Flüchtlings krise

Der Deutsche Bundestag hat den Ent -
wurf durch eine Reihe von Maßnah -
men ergänzt, die der aktuellen, von
einem starken Anstieg von Asylbe -
wer bern und Schutzsuchenden ge -
prägten Situation Rechnung tragen
und soll unter anderem dazu dienen,
die aktuell sehr hohe dienstliche
Belastung auch finanziell anzuerken-
nen. Im Einzelnen:

Zugunsten von Beamten und Solda -
ten, die an Feiertagen, während der
Nacht und an Wochenenden Dienst
leisten, wird die Zulage für Dienst zu
ungünstigen Zeiten deutlich erhöht.
Zudem sind zukünftig alle Mitarbeiter
in Lagezentren bis zur Besoldungs -
gruppe A 13 zulageberechtigt. 

Beschäftigte, die beim Bundesamt für
Migration und Flüchtlinge Dienst lei-
sten, erhalten - zeitlich befristet bis
2018 - eine Stellenzulage.

Ebenfalls bis 2018 befristet erhalten
Beschäftigte, die im Rahmen von

Unterstützungsmaßnahmen zur Be -
wältigung der steigenden Zahl von
Asylbewerbern abgeordnet werden,
eine wöchentliche Familienheimfahrt.
Diese Änderung tritt zum 1. April
2016 in Kraft und löst die derzeit
übergangsweise gezahlte Aufwands -
entschädigung ab.

Kurzfristige
Personalverstärkungen

Mit dem 7. Besoldungsänderungs ge -
setz werden zudem Anreize geschaf-
fen, die die Bereitschaft zur Verlänge -
rung der Dienstzeit über die Pensions -
grenze hinaus wecken sollen. Im
Einzelnen:

n Aktive Beamtinnen und Beamte,
die kurz vor ihrer Pensionierung
stehen und ihr Dienstverhältnis im
besonderen öffentlichen Interesse
verlängern, können insgesamt ei -
nen Zuschlag in Höhe von bis zu
15 Prozentpunkten ihres letzten
Grundgehalts erhalten. Diese
Maß  nahme ist bis Ende 2018
befristet.

n Um eine kurzfristige Personalver -
stär kung durch Pensionäre attrak-
tiver zu gestalten, wird die versor-
gungsrechtliche Hinzuverdienst -
grenze für Ver wen dungseinkom -
men zu Gunsten heutiger Pensio -
näre, die längstens bis Ende 2018
beim BAMF tätig sind, aufgeho-
ben. Zudem wird zur Bestim mung
des zulässigen Hinzuverdiens tes
die monatsweise Berechnung dau-
erhaft auf eine Jahresbetrachtung
umgestellt, so dass Verwendungs -
ein  kommen bei kurzfristigen Tätig -
keiten regelmäßig anrechnungsfrei
bleiben.

Weitere Schwerpunkte

Ein weiterer inhaltlicher Schwerpunkt
des Gesetzentwurfs ist die Neufas -

sung der besoldungsrechtlichen Ein -
stufung von Soldaten. So steigt die
Besoldung der Soldaten und Beamten
hiernach künftig nach einheitlichen
Erfahrungszeiten. Soldaten, die zu -
nächst einen Zivilberuf erlernen und
darin arbeiten, werden Soldaten
gleich gestellt, die direkt nach ihrem
Schulabschluss in die Bundeswehr
ein treten.

Zudem greift der Gesetzentwurf ver-
schiedene kleinere Änderungsbedarfe
auf: 

n Teilzeitbeschäftigte, die ihren uni-
onsrechtlich gewährleisteten Min -
desturlaub aus einer vorangegan-
genen Vollzeitbeschäftigung neh-
men, erhalten für diesen Urlaub
einen Anspruch auf Vollzeit -
besoldung.

n Der Familienzuschlag der Stufe 1
(Verheiratetenzuschlag) wird ver-
einheitlicht. Der Betrag für die Be -
soldungsgruppen bis A 8 steigt
damit um rund 6 �/Monat.

n Für Bewerber des höheren Diens -
tes wird – analog zu den neuen
soldatischen Regelungen – die An -
erkennungsmöglichkeit von be -
son deren Qualifikationen erwei -
tert. Für alle Neueinstellungen wird
die Anerkennung beruflicher Vor -
erfahrungen vereinheitlicht.

n Schließlich werden einzelne Zu -
lagentatbestände angepasst, u.a.
die Stellenzulage für die Beam -
tinnen und Beamte der Bundes -
wehr-Feuerwehr. 

(BMI)

Bundestag beschließt Siebtes Besoldungsänderungsgesetz
Zahlreiche Änderungen bei der Besoldung von Bundesbeamten und Soldaten
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ir befinden uns in einem
immer schnelleren Wan -
del der Gesellschaft, der

Technologien und der Märkte. Nach
dem Webstuhl, der als erster Schritt
der Automatisierung in der Produk -
tion verstanden wird, folgte als zweite
industrielle Revolution das Fließband
von Henry Ford. Die elektrische
Automatisierung steht für die 3. in -
dus trielle Revolution. Bei der gerade
be ginnenden 4. industriellen Revo lu -
tion werden die einzelnen Maschinen
und Anlagen für einen automatischen
Datenaustausch verbunden. Dabei
wird auch das Internet mit seinen
grenzenlosen Möglichkeiten des In -
for mationsaustausches in die Auto -
matisierung einbezogen. Die globale
Einführung von Industrie 4.0 hat
längst begonnen. Die deutsche Wirt -
schaft sollte bei der flächendecken-
den Einführung des Systems der ver-
netzten Produktion keine Zeit verlie-
ren, um wettbewerbsfähig zu bleiben.

Das Internet der Dinge und Dienste
wird alle Lebensbereiche der Men -
schen revolutionieren. Die vernetzte
Fabrik der Zukunft wird neue Mög -
lich keiten bieten. Die technischen
Herausforderungen im Rahmen von
Industrie 4.0 sind gewaltig. Was tech-
nisch dabei möglich ist, ist rechtlich

oder in Bezug auf die erhobenen
Daten weitgehend Neuland! Schuld-
und Haftungsfragen sind ebenso un -
geklärt wie die Frage, welche Daten
erhoben und mit wessen Wissen oder
Zustimmung diese Daten an wen
übermittelt werden darf. Neben der
rasanten technischen Entwicklung
for dert der ZBI eine einheitliche Rege -
lung des Datenschutzes in Europa auf
hohem Niveau. Das Gleiche gilt für
die Persönlichkeitsrechte in der digita-
len Welt. Auch wird sich die Arbeits -
welt durch Industrie 4.0 grundsätzlich
ändern. Ebenso ist eine Stärkung der
digitalen Bildung unabdingbar.

Die Rolle der Ingenieure im Zeitalter
von Industrie 4.0 wird mehr denn je
wichtiger. Sie stehen vor neuen
gewal tigen Herausforderungen, ob es
in der Wasserwirtschaft, beim Boden -
schutz, in der Abfallwirtschaft, im
Bauwesen, im technischen Dienst der
Bundeswehr, in der Wasser- und
Schiff fahrtsverwaltung des Bundes, in
der Agrarwirtschaft, im Schienen ver -
kehr, bei der Geodäsie und Geoin for -
matik ist.

Die Anforderungen und die Auswahl -
kri terien an die Ingenieure werden
sich beim Einstieg in Industrie 4.0
maß geblich ändern. Nur durch gut

aus gebildete Ingenieure kann Indus -
trie 4.0 als ein Werkzeug seine volle
Wirkungskraft entfalten. Schon heute
fehlt den Entscheidern in deutschen
Unternehmen oft das technische
Know-how, um den Nutzen moder-
ner IT- und Kommunikationstechnik
richtig zu bewerten. Die Ingenieure
dürfen den Wissensanschluss an die
rasche Entwicklung der Technologie
nicht verpassen.

Der ZBI und seine Mitgliedsverbände
setzen daher Schwerpunkte auf einer
gründlichen Aus- sowie einer geziel-
ten Weiterbildung von Ingenieuren.
Schließlich kann Deutschland seine
Position in der technischen Entwick -
lung und im globalen Wettbewerb
nur mit einem hohen und neuesten
Ingenieurwissen halten und gar ver-
bessern! Darüber hinaus fordert der
ZBI mehr Ingenieure in Führungspo -
sitionen, damit das technische Wissen
stärker in Unternehmensent scheidun -
gen fließen kann. Das Gleiche gilt für
die Politik und die öffentlichen Ver -
wal tungen. Bei den neuen Techniken
im Rahmen von Industrie 4.0 dürfen
humanitäre und ethische Aspekte
nicht vernachlässigt werden. Die
zukünftige Technik darf nicht den
Menschen beherrschen.

(ZBI)
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Gegen HOAI-Änderung
Das Bundesbauministerium hat sich gegen Pläne der EU-Kommission zur Änderung der Honorarordnung für

Architekten ausgesprochen. „Die Bundesregierung wird die Honorarordnung für Architekten und Ingenieure gegen

Angriffe verteidigen“, sagte Baustaatssekretär Gunther Adler am 11. Oktober zur Eröffnung des Bundesarchitektentags

in Hannover.

„Architektenleistungen dürfen nicht zu Dumpingpreisen angeboten werden. Mit dem Bauministerium haben Sie einen

verlässlichen Partner an Ihrer Seite“, sagte Adler. Der von der Bundesarchitektenkammer ausgerichtete Kongress wid-

met sich den Herausforderungen des Berufsstandes und steht in diesem Jahr unter dem Motto „Zukunft planen“. Adler

weiter: „Das Bundesbauministerium setzt sich dafür ein, das Verhandlungsverfahren als das geeignete Vergabe -

verfahren für Architekten- und Ingenieurleistungen zu erhalten sowie Planungswettbewerbe in der Vergabeverordnung

zu stärken“ (BMUB)



ies befand der Bundestags -
abgeordnete Jens Koeppen
(CDU), Vorsitzender des Bun -

destagsausschuss Digitale Agenda,
nach seinem Vortrag auf der Sitzung
des ZBI-Hauptvorstandes am 13. Sep -
tember im Berliner Bahntower. 

Für Jens Koeppen ist die Digitalisie -
rung „eine atemberaubende gesamt-
gesellschaftliche Transformation, ein
tiefgreifender technischer, sozialer
und kultureller Wandlungsprozess,
der alle Bereiche unseres Lebens er -
fasst hat.“ Mit dem Ausschuss Digi -
tale Agenda hat der Deutsche Bun -
destag zum ersten Mal ein ständiges
parlamentarisches Gremium, das sich
den aktuellen netzpolitischen Themen
widmet. Im Ausschuss sollen die ver-
schiedenen Aspekte der Digitalisie -
rung und Vernetzung fachübergrei-
fend diskutiert und entscheidende
Weichen für den digitalen Wandel
gestellt werden. Netzpolitik ist für den
Ausschuss kein Nischenthema. Das
Gremium sieht sich vielmehr als wich-
tiger Impulsgeber für die parlamenta-
rische Arbeit. Koeppen ging daher
auch intensiv auf die ressortübergrei-

fende Bedeutung des so genannten
Internet-Ausschusses ein und betonte
denn auch, dass viele digitale Themen
zusammen gedacht werden müssen
und daher nicht „filetiert“ werden
sollten. Der neue Ausschuss führe
„thematisch zusammen was zusam-
men gehört.“ Gerade die Schaffung
guter infrastruktureller Voraussetzun -
gen in allen Regionen und Ortschaf -
ten sowie der Schutz dieser Infra -

struk tur sei grundlegend, um Chan -
cen gerechtigkeit sicherzustellen und
weiterhin wirtschaftlichen Erfolg in
Deutschland haben zu können. Den
Ingenieurinnen und Ingenieuren kom -
me dabei eine große Bedeutung zu:
„Ingenieurkunst Made in Germany
hat uns stark gemacht!“, so das Fazit,
das der Abgeordnete im Anschluss an
die Sitzung auf dem Nachrichtenkanal
Twitter postete.

„Ingenieurkunst Made in Germany hat uns stark gemacht!“
Jens Koeppen MdB zu Gast beim ZBI-Hauptvorstand

Bericht aus Berlin
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elche Schritte dringend
erledigt werden müssen,
damit Deutschland den

digitalen Anschluss nicht verliert,
diskutierte der Bundesvorstand der
Inge nieure für Kommunikation e.V.
(IfKom) mit Sören Bartol, stellvertre-
tender Vorsitzender der SPD-Bundes -
tagsfraktion.

Mit der Digitalen Agenda hat die
Bundesregierung vor einem guten
Jahr die Grundsätze ihrer Digitalpolitik
vorgestellt, um Deutschlands Rolle als
leistungsstarke und innovative Volks -
wirtschaft auszubauen. Der Verband
der Ingenieure für Kommunikation
begrüßt die Ziele der Digitalen Agen -
da. Heinz Leymann, IfKom-Bundes -
vor sitzender und Vizepräsident des
ZBI, sieht in der bisherigen Umset -
zung jedoch noch erheblichen Nach -
hol bedarf.

Sören Bartol, stellvertretender Vorsit -
zender der SPD-Bundestagsfraktion
für den Bereich Verkehr, Bau und digi-
tale Infrastruktur sowie Digitale
Agenda, erklärte dazu: „Zahlreiche
Maßnahmen sind bereits umgesetzt
worden. Durch die Frequenzver stei -

gerung können zusätzliche Mittel in
Milliardenhöhe für den Breitbandaus -
bau zur Verfügung gestellt werden,
das IT-Sicherheitsgesetz wurde verab-
schiedet und die Gründerförderung
verbessert. Noch in diesem Jahr soll
Rechtssicherheit für WLAN-Betreiber
geschaffen werden. Die Potenziale
von WLAN als Zugang zum Internet
im öffentlichen Raum müssen ausge-
schöpft werden, um mehr öffentliche
und offene Angebote zu ermög-
lichen. Hier wird es im parlamentari-
schen Verfahren noch Verbesserun -
gen geben müssen, um das Ziel des
Gesetzentwurfes zu erreichen.“

Breitbandnetze:
Voraussetzung für gleich-
wertige Lebensverhältnisse

Nach Auffassung der Ingenieure für
Kommunikation sind Breitbandzu -
gänge die wichtigste Voraussetzung
für die Teilhabe an der Digitalisierung
und ermöglichen der Wirtschaft, sich
im internationalen Wettbewerb zu
behaupten. Die Bundesregierung ord-
net leistungsstarken Breitbandnetzen
ebenfalls eine hohe Bedeutung für

gleichwertige Lebensverhältnisse so -
wie als Standortfaktor für die Wirt -
schaft zu und strebt daher bis 2018
einen flächendeckenden Ausbau mit
mindestens 50 Megabit pro Sekunde
an. Die IfKom unterstützen die Politik
in dem Ziel, eine flächendeckende
Breit bandversorgung zu erreichen. Bis
Mitte des Jahres 2015 waren 68,7%
der Haushalte und Unternehmen mit
mindestens dieser Bandbreite ver-
sorgt. Andreas Hofert, Mitglied des
IfKom-Bundesvorstands, bezweifelt
angesichts der derzeitigen Fort -
schritts raten von etwa 4,6 Prozent -
punkten pro Jahr die Erreichung die-
ses Ziels bis zum Jahr 2018.

Auch der Bundestagsabgeordnete
Sören Bartol hält den Breitbandaus -
bau für eine der wichtigsten Grund -
lagen für das Gelingen der Digitalen
Agenda. „Die Bemühungen müssen
hier weiter verstärkt werden, damit
bis 2018 alle Haushalte mit minde-
stens 50 Mbit/s versorgt werden. Das
Geld steht nun zur Verfügung. Die
Bundesländer haben ebenfalls einen
Anteil aus der Frequenzversteigerung
erhalten, den sie für den Breitband -
ausbau einsetzen sollten.“ 

Mit den Ingenieuren für Kommunika -
tion stimmt Sören Bartol überein: Es
ist ein Investitionsschub in die digitale
Infra struktur erforderlich, um zu -
kunftssichere Hochgeschwindig keits -
netze auf zubauen. Diese Perspektive
bietet vor allem der Glasfaseran -
schluss. Der Ausbau bis in die Häuser
oder in die Haushalte (FTTB, FTTH)
sollte, wo möglich, mit Glasfaser rea-
lisiert werden. Der Abgeordnete geht
noch weiter: Um die gesellschaftliche
Teilhabe am schnellen Internet sicher
zu stellen, strebe die SPD-Bundestags -
fraktion auf europäischer Ebene eine
Regelung an, dass auf nationaler
Ebene bestimmte Bandbreiten als
Universaldienstverpflichtung vorgege-
ben werden könnten.

Am Ende der Digitalen Agenda
Bundesvorstand der IfKom diskutierte mit Sören Bartol, MdB

W

(v.l.n.r.) Heinz Leymann (ZBI-Vizepräsident), Sören Bartol MdB (stellv. Vorsitzender der SPD
Bundestagsfraktion), Andreas Hofert (IfKom-Bundesvorstand)
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Aus Sicht des IfKom-Bundesvorstands
wird der derzeitige Förderrahmen
nicht ausreichen, um alle wirtschaft-
lich nicht ausbaubaren Flächen in
Deutschland breitbandig zu versor-
gen. Die IfKom appellieren daher an
die verantwortlichen Politiker und die
Unternehmen, gemeinsam weitere
Lösungsmöglichkeiten zu entwickeln.
Die Zusammenarbeit in der „Netz -
allianz für Deutschland“ sollte nun-
mehr Ergebnisse liefern.

Digitalisierung verändert
Wirtschaft und Arbeitswelt

Nach einer aktuellen Umfrage be -
fürchten 21% der Arbeitnehmer den
Wegfall ihrer Jobs aufgrund der Digi -
talisierung. 49% der Befragten erwar-
ten, mehr IT-Kenntnisse als bisher zu
benötigen. Die Ingenieure für Kom -
mu nikation bewerten eine gute
Arbeitsqualität als Voraussetzung für
die Wettbewerbsfähigkeit Deutsch -
lands. Arbeitgeber und Arbeitnehmer
haben die Aufgabe, sich auf den
Strukturwandel aufgrund der Digitali -
sierung aktiv vorzubereiten. Insbe -
sondere kleine und mittelständische
Unternehmen reagieren auf die Um -
brüche noch zurückhaltend, müssen
aber mittelfristig ihre Geschäftspro -
zesse und Geschäftsmodelle anpas-
sen, wenn sie wettbewerbsfähig blei-
ben wollen. Diese Veränderungen
sollte die Politik nach Auffassung der
IfKom sowohl für den Bereich der
Arbeit als auch für die Unternehmen
noch aktiver begleiten. Die Digitale
Agenda hat das Ziel, Deutschland
zum Wachstumsland Nr. 1 zu machen
und setzt dabei auch auf die Inno -
vationskraft der Startups. Die IfKom
fordern hierfür ein innovationsfreund-
liches entbürokratisiertes Klima.

Sören Bartol dazu: „Gute Arbeits qua -
lität ist unerlässlich dafür, dass
Mitarbeiter langfristig psychisch und
körperlich gesund und leistungsfähig
bleiben. Gerade bei den Umbrüchen
in der Arbeitswelt müssen Arbeit -
geber, Gewerkschaften, aber auch
der Gesetzgeber darauf achten. Wir
werden die Auswirkungen der digita-

len Technologien auf die Beschäfti -
gung und Arbeitsmärkte, den Ge -
sund heitsschutz sowie die Unter neh -
mensorganisationen stärker in den
Blick nehmen und gemeinsam mit
den Sozialpartnern sinnvolle Lösungs -
ansätze für das Arbeiten in der digita-
len Welt entwickeln. 

Digitale Bildung ist eine
Zukunftsinvestition

Die Qualifizierung von Arbeitnehmern
muss an die Anforderungen der
Digitalisierung, wie beispielsweise
immer kürzere Entwicklungszyklen,
angepasst werden. Digitale Kompe -
tenz muss nach Meinung der IfKom
bereits in der Schule vermittelt wer-
den, Teil der Ausbildung und des
Studiums sein sowie in der Fort -
bildung einen festen Platz einneh-
men. Die IfKom fordern daher eine
stärkere Fokussierung der Aus- und
Weiterbildung auf diejenigen Kom -
petenzen, die zukünftig noch stärker
erforderlich sind – vor allem Fähig -
keiten zur Entwicklung, Pflege und
Betrieb digitaler Systeme. Dies muss
bereits in der Schule beginnen.
Deutschland darf sich im Bereich der
computer- und informationsbezoge-
nen Kompetenzen von Schulab gän -
gern nicht mit dem derzeitigen
Mittelfeld zufrieden geben. Ebenso
müssen Hemmnisse durch die födera-
le Struktur überwunden werden.

Sören Bartol hält die digitale Bildung
ebenfalls für den wichtigsten Schlüs -
sel zur Teilhabe an der digitalen
Gesellschaft. Um digitale Souveränität
für jeden zu erreichen, müssten auch
neue verfassungsrechtliche Regelun -
gen gefunden werden, die eine besse-
re Zusammenarbeit zwischen Bund
und Ländern ermöglichen. Neben ver-
pflichtendem Informatikunterricht
gehörten auch eine digitale Lern -
mittel freiheit, digitale Lehr- und Lern -
konzepte für Schule und Hochschule
sowie die Anpassung der Dualen
Ausbildungsberufe an die Anforde -
rungen von Industrie 4.0 zu den Zie -
len, die die SPD-Bundestagsfraktion
verfolge.

Digitale Agenda am Ende
nur Zwischenschritt in die
richtige Richtung

„Die IfKom halten die Digitale Agen da
der Bundesregierung für eine
anspruchsvolle aber notwendige
Aufgabenstellung auf dem Weg in die
digitale Zukunft“, betont IfKom-
Bundesvorsitzender Heinz Leymann.
Auch wenn sie einer der Bundes minis -
ter bei der Präsentation im letzten Jahr
als „Hausaufgabenheft“ be zeich net
hat, bewerten die Ingenieure für
Kommunikation die darin formulierten
Ziele in den sieben Handlungs fel dern
als Mindestanforderungen, die in die-
ser Legislaturperiode erreicht wer den
müssen. Die Bilanz nach einem guten
Jahr fällt daher aus Sicht der IfKom
eher kritisch aus. Für Sören Bartol
steht fest: „Die Regierungs frak tionen
im Deutschen Bundestag werden die
Umsetzung der Digitalen Agen da
weiterhin kritisch und konstruktiv
begleiten. Als SPD-Fraktion ver stehen
wir den digitalen Struktur wandel als
Chance für mehr gesellschaftliche
Teilhabe und für eine Stär kung der
Souveränität der modernen
Bürgergesellschaft, die wir durch ent-
sprechende Beschlüsse und gesetzli-
che Regelungen ermöglichen wollen.“

Zentralverband der
Ingenieurvereine

Wir vertreten Ihre Interessen:

  �  Berufsausübung

  �  Öffentliche Verwaltung 

  �  Industrie und Wirtschaft

  �  Freie Berufe

  �  Ingenieurausbildung

  �  Fort- und Weiterbildung

  �  Internationale Zusammenarbeit

  �  Öffentlichkeitsarbeit

Castroper Straße 157 · 44357  Dortmund
Tel.: 0 30 - 851 03 687
Fax: 0 30 - 851 03 688
E-Mail: info@zbi-berlin.de
Internet: www.zbi.berlin.de
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eit 2010 gibt es die engineer -
ING card, den Berufsausweis
für Ingenieure in Deutschland.

Welchen Zweck, welche Vorteile und
welchen Nutzen dieser Berufsausweis
hat, war Gesprächsthema mit Herbert
Reul, dem Vorsitzenden der CDU/
CSU-Gruppe im Europäischen Parla -
ment und Mitglied im dortigen Aus -
schuss für Industrie, Forschung und
Energie.

Die engineerING card ist ein europäi-
scher Berufsausweis für Ingenieure
auf freiwilliger Basis in Form einer
Karte. In einem Online-Register sind
alle Qualifikationen des Ingenieurs
gespeichert. Dieser Nachweis beruf-
licher Qualifikationen soll die Job -
suche innerhalb der Europäischen
Union vereinfachen. Neben Deutsch -
land haben 13 weitere Länder diesen
Berufsingenieurausweis eingeführt
oder erkennen ihn an. 

„Auf einen Blick kann der Ingenieur
mit der engineerING card seine Qua -
lifikationen nachweisen und sich als

Ingenieur zu erkennen geben“, merk-
te Dr. Thomas Kiefer vom Verein
Deutscher Ingenieure (VDI) an. „Die
Karte wird ständig weiterentwickelt,
um aktuellen Trends gerecht zu wer-
den.“ So hat der VDI mit mehreren
internationalen Partnern ein Projekt
angestoßen, um ein System zur Doku -
mentation und Validierung non-for-
maler und informeller Lernergebnisse
zu entwickeln und in das engineerING
card-System zu integrieren.

Eine Registerkommission aus Vertre -
tern der Wirtschaft, der Wissenschaft
und verschiedener Ingenieurvereine
entscheidet auf der Grundlage inter-
nationaler Qualitätsstandards über die
Vergabe der engineerING card. 

Der Inge nieurausweis ist eine Chance
für bessere berufliche Perspektiven im
europäischen Ausland. „Leider beste-
hen immer noch Hindernisse beim
Arbeitsplatzwechsel innerhalb der EU,
obwohl der Arbeitsmarkt ständig glo-
baler wird“, fügte Heinz Leymann,
Bundesvorsitzender der IfKom und

Vizepräsident des ZBI – Zentralver -
band der Ingenieurvereine sowie Mit -
glied der Registerkommission, hinzu.
„Hier würden wir uns über mehr Un -
ter stützung auf europäischer Ebene
für unseren Lösungsansatz wünschen.
Schließlich schafft die engineerING
card Transparenz und fördert Mobili -
tät – ganz im Sinne der Berufsaner -
ken nungsrichtlinie der EU.“

Die Personalverantwortlichen inner-
halb der EU haben in Zukunft mit
Hilfe der engineerING card keine
Probleme mehr, hochqualifizierte und
für sie geeignete Ingenieure aus den
europäischen Ländern auf Anhieb zu
erkennen. Somit profitieren die Unter -
nehmen von der Transparenz und der
schnellen Vergleichbarkeit unter den
Bewerbern. Auf Datenschutz wird bei
diesem Ingenieurausweis großen
Wert gelegt. Jeder Besitzer der
engineerING card kann selbst ent-
scheiden, ob er den persönlichen
Registerauszug, der nach dem Muster
des europäischen Lebenslaufes aufge-
baut ist, seiner Bewerbung beilegt.
Der Ingenieurausweis wird in der
jeweiligen Landessprache des Antrag -
stellers und zusätzlich in Englisch aus-
gestellt. Herbert Reul merkte an, dass
es sich bei dem Berufsausweis für
Ingenieure um eine tolle europäische
Initiative handelt, die dazu beiträgt,
dass bürokratische Bewerbungs hür -
den abgebaut und langwierige Aus -
wahlverfahren beschleunigt werden.
Ein klarer Vorteil für die Bewerber und
die Unternehmen, die händeringend
in Europa nach Fachkräften suchen!

v.l.n.r.: Dr. Thomas Kiefer (VDI), Herbert Reul (MdEP), Heinz Leymann (ZBI)

S

powered by 
engineers: 

www.ZBI-Berlin.de
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Flüchtlingszustrom
ist Herausforderung
Der Bund Deutscher Baumeister,
Architekten und Ingenieure Baden-
Württemberg e.V. (BDB-BW) hat am
09. Oktober im Kurhaus Baden-Baden
seine Jahrestagung durchgeführt und
im Zuge des Veranstaltungs pro -
gramms den unvorstellbar wachsen-
den Zuzug von Menschen als Heraus -
forderung für Architekten und Inge -
nieure und ihre Berufsvertretungen
herausgestellt.

Die brennende Frage nach ausrei-
chendem und bezahlbarem Wohn -
raum dürfe nach den Worten von
BDB-Präsident Helmut Zenker nicht
mit Sonderprogrammen für Flücht -
linge beantwortet werden. Es gebe
seit Jahren einen Wohnraummangel,
vor allem in den Ballungsräumen.
Dieser könne nicht durch Leerstände
in den ländlichen Räumen kompen-
siert werden. Zenker: „Notwendig ist
eine Investitionsoffensive für den

Neubau von Wohnungen, insbeson-
dere im unteren und mittleren
Preissegment generell, und damit
auch für die Flüchtlinge und überall.“

Dabei helfen könnte nach BDB-
Auffassung:

n die Vereinfachung von Genehmi -
gungsverfahren bei temporärem
Verzicht auf Standards. Beispiele:
Stellplatzvorgaben und überzoge-
ne Energievorschriften;

n die Modularisierung und Standar -
di sierung, Vorfertigung von Roh-
und Ausbauelementen zur Ver -
kürzung der Bauzeiten und zur
Senkung der Baukosten.

n Mobilisierung von Flächen und Lie -
genschaften allerorten, verbunden
mit Investitionsanreizen und linea-
ren steuerlichen Abschreibun gen.

Der BDB dürfe aber nicht nur Forde -
rungen an den Bund, an Länder und
Gemeinden richten. Zenker: „Wir
haben parallel dazu als Architekten
und Ingenieure auch selbst einen
Beitrag zu leisten.“ Er regte dazu
„schnell auf die Füße gestellte
Wettbewerbe von Architekten und
Ingenieuren“ an. Sie könnten Bei -
träge für architektonisch gelungene,
bautechnisch einfache und dennoch
anspruchsvolle, preiswerte Wohnun -
gen hervorbringen. „In unseren Rei -

hen gibt es ausgezeichnete, erfahrene
Planer, denen ich eine derartige Auf -
gabenstellung zutraue.“ Zenker rief
die Mitglieder in der Baden-Badener
Jahreshauptversammlung auf, sich
interdisziplinär zusammenzutun.

(BDB BW)

Neuer Vorstand
Die Delegierten der BWK-Bundes -
versammlung haben auf ihrer Tagung
am 17. September in Jena turnusmä-
ßig einen neuen Bundesvorstand
gewählt. Hierbei wurde Dr.-Ing.
Holger Schüttrumpf, der als Uni -
versitätsprofessor den Lehrstuhl und
das Institut für Wasserbau und Was -
serwirtschaft der RWTH Aachen leitet,
zum neuen Präsidenten des BWK-
Bundesvorstandes gewählt. Schütt -
rumpf löst damit Edgar Freund ab, der
dieses Amt in den letzten 8 Jahren
begleitet hat. 

Neue BWK-Vizepräsidentin ist Dr.-Ing.
Birgit Schlichtig, die in den letzten 10
Jahren als Bundesgeschäftsführerin
die Geschäftsstelle des BWK-Bun des -
vorstandes erfolgreich geführt hat. Sie
tritt damit die Nachfolge von Dr.-Ing.
Konrad Thürmer an, der nach einer
zwölfjährigen Amtszeit nicht mehr für
den geschäftsführenden Bundes vor -
stand kandidiert hatte. 

Dr.-Ing. Catrina Cofalla wurde von der
BWK-Bundesversammlung zur neuen
Bundesgeschäftsführerin gewählt.
Neben diesem Ehrenamt ist sie in lei-
tender Funktion als wissenschaftliche
Mitarbeiterin am Institut für Wasser -
bau und Wasserwirtschaft der RWTH
Aachen tätig. Neu in den Bundes -
vorstand wurde auch M.Sc. Dipl.-Ing.
(FH) Johannes Leicht gewählt, der als
Referent nunmehr die Öffentlichkeits -

Begeisterte auf der Abendveranstaltung: das Orchester der Hochschule Biberach. 
Foto: HBC/Armin Schennach.
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arbeit des BWK-Bundesverbandes
gestaltet. Herr Leicht ist hauptberuf-
lich als Aufgabenbereichsleiter in der
Direktion des Niedersächsischen Lan -
desbetriebs für Wasserwirtschaft,
Küsten- und Naturschutz (NLWKN)
am Standort Norden tätig. 

In ihren Ämtern bestätigt wurden der
langjährige Schatzmeister des BWK-
Bundesverbandes Dipl.-Ing. Richard
Eckhoff, Professor Dr.-Ing. Klaas
Rathke, der als Referent für Ausbil -
dung fungiert sowie Dipl.-Ing. Markus
Porth, der als Referent für die gesell-
schaftlichen Auswirkungen der Um -
welttechnik wiedergewählt wurde. 

(BWK)

Bundesversammlung
Am 24. September tagte die Bun -
desdelegiertenversammlung des IGBI
in Koblenz. Die Delegierten des
Verbandes waren aus Meppen, Trier,
Wilhelmshaven, Greding, Manching,
Munster und Oberjettenberg ange-
reist, um bei den anstehenden vielfäl-
tigen Themen mit zu beraten und zu
entscheiden. Neben den Rechen -
schafts- und Kassenberichten nahm
die kritische Personalsituation im
Tech nischen Dienst der Bundeswehr
brei ten Raum ein. Ein weiteres
Schwer punktthema waren die Perso -
nalratswahlen, die im Mai 2016 statt-
finden, sowie die geplante Satzungs -
änderung vor dem Hintergrund der
angestrebten gewerkschaftlichen An -
erkennung im Sinne des Bundesper -
sonal vertretungsgesetzes.

(IGBI)

Sitz der Schiff -
fahrtsverwaltung
„Die Leitungsebene der General di -
rektion Wasserstraßen und Schifffahrt
(GDWS) hat ihre Arbeit in Bonn auf-
genommen. Von hier aus wird die Ar -
beit der GDWS in allen acht Stand -
orten geleitet.“ Dies schreibt die
Bundesregierung in ihrer Antwort
(18/5559) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(18/5181) zur Umsetzung der Reform
der Wasserstraßen- und Schifffahrts -
verwaltung des Bundes. 

Der Aufbau des Standorts Bonn erfol-
ge sukzessive durch Verlagerung von
Dienstposten aus den Außenstellen
nach Bonn, heißt es in der Antwort
weiter. Dies könne aufgrund der sozi-
alverträglichen Zusagen nur bei frei
werdenden Dienstposten oder auf
freiwilliger Basis geschehen.

In einer Nachfrage (18/5907) zu die-
ser Antwort interessiert die Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen nun, was die
funktionale Zuständigkeit der Gene -
raldirektion Wasserstraßen und Schiff -
fahrt beinhaltet, wer diese Aufgaben
definiert und welche Altersstruktur
die WSV aufweist. Die Antwort
(18/6174) der Bundesregierung: Der
Präsident der Generaldirektion Was -
serstraßen und Schifffahrt und vier
von fünf Abteilungsleitern dieser
Behörde haben ihren Dienstort am
Sitz der Generaldirektion in Bonn. Bei
einem Abteilungsleiter sei aus persön-
lichen Gründen bis 2017 von einer
Verlagerung des Dienstsitzes nach
Bonn abgesehen worden.

(Quelle: Bundestag/hib)

Mediendienst -
richtlinie
Eine Unterscheidung zwischen klassi-
schen TV-Angeboten und Videodiens -
ten im Internet ist nicht mehr zeitge-
mäß. Die Bund-Länder-Kommission ist
auf dem richtigen Weg zu modernen
Rechtsvorschriften.

Der Verband der Ingenieure für
Kommunikation (IfKom e.V.) begrüßt
die von einer Arbeitsgruppe der
Bund-Länder-Kommission vorgeleg-
ten Positionen zur Novellierung der
Audiovisuellen Mediendienstrichtlinie
(AVMD). Das deutsche Positionspapier
wurde inzwischen an die EU-Kom -
mission übermittelt.

Als nicht mehr zeitgemäß sehen die
IfKom die bisherige Unterscheidung
zwischen Fernsehangeboten und Vi -
deodiensten aus dem Internet an.
Ebenso wird eine Übertragung der TV-
Medienordnung auf Internetange -
bote dem auf völlig anderen techni-
schen und gesellschaftlichen Voraus -
setzungen basierenden Medium nicht
gerecht. Die Bund-Länder-Arbeits -
gruppe hat ebenfalls diese Sichtweise
und hält nicht mehr an der Definition
eines „fernsehähnlichen“ Angebotes
im Internet fest, das derzeit denselben
strengen Vorschriften unterliegt wie
herkömmliche Fernsehangebote. Wo -
gegen heute Video-on-Demand
Diens te oder Videocasts, z.B. auf
YouTube, nur allgemeine Vorschriften
wie den Jugendschutz einhalten müs-
sen. Diese Unterscheidung soll zu -
künftig wegfallen.

Grundlegende Bestimmungen („Ju -
gend schutz, Hassrede, Verbraucher -
schutz“) der AVMD-Richtlinie sollen
jedoch auf alle audiovisuellen, ge -
schäftsmäßig erbrachten Dienstleis -
tungen ausgeweitet werden. Es wird
eine Basisregulierung auf hohem Ni -
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veau in Bezug auf den Schutz der
Menschenwürde und auf den Jugend-
und Verbraucherschutz angestrebt.
Der Jugendmedienschutz sowie die
Regelungen zur Aufstachelung zum
Hass sollen für alle audiovisuellen,
d.h. auch für nicht-redaktionell ver-
antwortete Mediendienste, gelten.
Bisherige Regelungen zur Werbung,
z.B. zeitliche Begrenzung oder Um -
fang, sollen abgeschafft werden.
Lediglich einige wenige Einschrän -
kungen, z.B. keine Werbeunter bre -
chung in Nachrichtensendungen, blei-
ben bestehen.

Ob sich die beabsichtigten Freigaben
bezüglich der Werbung durch die
Fernsehanstalten umsetzen lassen,
hängt sicher auch von der Akzeptanz
der Zuschauer ab. Die nicht mehr zeit-
gemäße Unterscheidung zwischen
Fernsehen und Internetangeboten ist
jedenfalls nach Meinung der IfKom
der richtige Weg im Umgang mit der
Medienkonvergenz von TV und Inter -
net. Die EU-Kommission sollte diese
Stellungnahme bei der Novellierung
der Mediendienstrichtlinie berücksich-
tigen. 

Die anschließende Umsetzung in
nationales Recht sowie die Weiter -
entwicklung des gesamten Rechts -
rahmes, z.B. durch das Telemedien -
gesetz oder den Rundfunkstaats ver -
trag, muss nach Auffassung der
IfKom der modernen Medienwelt und
der zunehmenden Bedeutung des
Internets Rechnung tragen. Auch die

Regulierungsaufsicht ist angesichts
der verteilten Zuständigkeiten von
Bund und Ländern in Deutschland zu
vereinheitlichen.

(IfKom)

Flüchtlingszüge for-
dern Ingenieure und
Schienenverkehr 
Mit 200 Sonderzügen hat die Deut -
sche Bahn in den vergangenen Wo -
chen rund 200.000 Flüchtlinge inner-
halb der Bundesrepublik transportiert.
Die Sonderzüge in den stark belaste-
ten Regelverkehr einzugliedern, ist
eine hohe logistische Heraus forde -
rung für das gesamte Eisen bahn -
wesen. 

„Dass der Transport bisher weitge-
hend reibungslos erfolgt ist, ist vor
allem auf die gute Logistik im System
Schiene die Leistungen der Eisen -
bahningenieure zurückzuführen“, so
Thomas Mainka, Präsident Verband
Deutscher Eisenbahn-Inge nieure e.V.
(VDEI). Immer wieder kommt es zu
kritischen Situationen, weil Flücht -
linge über Bahngleise laufen und der

Zugverkehr zeitweise eingestellt wer-
den muss. Dabei wird darauf geach-
tet, dass Verspätungen und Um -
leitungen im gesamten Personen ver -
kehr weitgehend vermieden werden. 

„Qualifizierte Eisenbahn-Ingenieure
sorgen dafür, dass ein sicherer und
umweltfreundlicher Transport aller
Reisenden möglich ist. Damit tragen
sie maßgeblich dazu bei, den anhal-
tenden Flüchtlingsstrom in alle Re -
gionen der Bundesrepublik zu ge -
währleisten“, bekräftigt Mainka. 

Der Verband Deutscher Eisenbahn-
Ingenieure e.V. ist der Spezialist in
allen Bereichen des Schienenverkehrs.
Er vereint rund 4.500 Experten aus
den Bereichen Wirtschaft, Behörden
und Hochschulen.

(VDEI)

Kooperations -
vereinbarung
Der Verband Deutscher Eisenbahn-
Ingenieure e.V. (VDEI) und der polni-
sche Verband der Ingenieure und
Techniker des Transportes (SITK)
unterzeichnen am 25. September
2015 in Gdansk (Danzig) eine Ko -
operationsvereinbarung. Gegenstand
der Vereinbarung ist die Förderung,
Entwicklung und Instandhaltung des
Eisenbahnsystems sowie des Bahn -
infrastrukturbetriebes beider Länder.
Außerdem wollen die Vertragspartner
ein Netzwerk von Experten zum fach-

� Ihr direkter Draht ...
zum ZBI-Hauptstadtbüro:

Tel.: 030 /34781 -316 · E-Mail: info@zbi-berlin.de
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lichen Austausch und zur Beratung
von Behörden bei Infrastruktur -
projekten in Deutschland und Polen
schaffen. Ein vierköpfiges Koordina -
tions komitee, bestehend aus jeweils
zwei Vertretern des jeweiligen Ver -
bandes, soll künftig einmal jährlich
tagen, um die Zusammenarbeit in den
Bereichen Unterhaltung und Moder -
ni sierung des Eisenbahnnetzes, tech-
nische Innovationen, Projektmanage -
ment sowie Anwendung des EU-
Rechts abzustimmen.

(VDEI)

Beste Perspektiven
für Geodäten
Die InteressenGemeinschaft Geodäsie
(IGG) – eine Allianz der Verbände
DVW, BDVI und VDV – hat anlässlich
der INTERGEO in einem offenen
Forum die Situation zu Ausbildung
und Berufsnachwuchs diskutiert. Ziel
der IGG Geodäsie ist es, den Nach -
wuchsmangel im Beruf deutlich zu
machen und diesem offensiv entge -
genzutreten, denn Geodäten sind
überall im Einsatz und oft unersetz-
lich. 

Ob in den Bereichen Technik und
Industrie, Klima und Umwelt, Grund
und Boden oder Navigation und
Mobilität – Geodäten arbeiten heute
in abwechslungsreichen, wichtigen
und verantwortungsvollen Positionen.
Geodäten – dazu gehören beispiels-
weise Vermessungsingenieure, Ver -
mes sungstechniker oder Geomatiker -
sind gefragt wie nie zuvor. Wer sich
heute für eine Ausbildung im Bereich
Geodäsie entscheidet, hat in einigen
Jahren beste Chancen auf dem
Arbeitsmarkt.

In einer Erhebung von „Engpass -
berufen“ stuft das Bundesministerium

für Wirtschaft und Energie diese
Berufsgruppe gar an 7. Stelle ein, d.h.
auf jede gemeldete offene Stelle gibt
es nicht einmal mehr einen Bewerber.
Diesen dramatischen Arbeitskräfte -
mangel haben die drei Geodäsie -
verbände, BDVI - Bund der öffentlich
bestellten Vermessungsingenieure
e.V., DVW - Gesellschaft für Geodäsie,
Geoinformation und Landmanage -
ment e.V. und VDV – Verband Deut -
scher Vermessungsingenieure – Be -
rufs verband für Geodäsie und Geo -
informatik e.V., erkannt und sind
bereits mit den Positionspapieren
„Die Geodäten und die Energie -

wende“ und „Fünf geodätische Kern -
kompetenzen zur Modernisie rung der
Verkehrsinfrastruktur“ in die Öffent -
lichkeit getreten. 

Mit der aktuellen Imagekampagne
„Beste Perspektiven für Geodäten“
soll auf den spannenden, zukunft-
strächtigen Beruf aufmerksam ge -
macht werden. Zudem sollen auch
die hervorragenden Zukunftspers -
pekti ven thematisiert werden. Das
vollständige Positionspapier können
Sie unter www.ig-geodaesie her-
unterladen.

(IGG)
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Der ZBI wünscht allen Leserinnen und Lesern 
ein frohes Weihnachtsfest und ein gesundes neues Jahr
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